Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksadie2054 


Der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten Bonn, den 5. September 1960 

II A 6 - 2433.11 - 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Auftreten des Blauschimmelpilzes in Tabakanbauge- 
bieten 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 2032 — 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt; 

Zu 1. 

a) Der Erreger der Blauschimmelkrankheit (peronospora taba- 
cina) wurde nicht in der Bundesanstalt für Tabakforschung 
,, gezüchtet". Er trat Ende September 1959, ähnlich wie in 
anderen Gewächshäusern — u. a. in Tübingen, Celle, Braun- 
schweig — , so auch in Forchheim spontan auf. 

b) Als 1959 das Auftreten einer neuen Tabakkrankheit in Eng- 
land und in den Niederlanden bekannt wurde, holte das 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten im Ursprungsland des Erregers Informationen ein. Aus 
diesem Bericht war nur die Gefährlichkeit der Pilzkrankheit 
für die Tabakanzucht zu entnehmen. 

c) Nein. Der unter b) erwähnte Bericht wurde im Oktober 
1959 der Bundesanstalt für Tabakforschung und der Biolo- 
gischen Bundesanstalt mitgeteilt. 

d) Nein. 

Zu 2. 

Ja. Ansteckungsherde der Blausdiimmelkrankheit gab es be- 
reits 1959 in der Bundesrepublik in größerer Zahl, ebenso 

in den benachbarten Ländern; ein Sporenflug, der weite Ent- 
fernungen überbrücken kann, läßt sich nicht kontrollieren. 
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Zu 3. 

Nachweisbar trat die Tabakkrankheit bereits 1959 außer in 
Fordiheim auch in Tübingen und Umgebung (Mai und Sep- 
tember) auf. Am 6. November 1959 wurde in der Gemeinde 
Waltershofen bei Freiburg Befall festgestelit. In Holstein und 
Oldenburg zeigten sich ebenfalls Infektionsherde. 

In den Monatsberichten der obersten Behörden für Landwirt- 
schaft und Ernährung der Länder wird für die Monate Juli/ 
August 1959 von Krankheitserscheinungen an Tabak — Flecken, 
nekrotischen Erscheinungen — gesprochen. Idi nehme heute 
als sicher an, daß es sich dabei um Blauschimmelbefall han- 
delte. Die Krankheit wurde offensichtlich nicht erkannt, zumal 
die Anfangsstadien der Infektion leicht mit anderen Tabak- 
krankheiten, z. B. Wildfeuer, zu verwediseln sind. Wenn es 
1959 nicht schon zu einem starken Ausbruch kam, dann infolge 
des vorherrschend trockenen und heißen Wetters; feucht-warmes 
Wetter ist die Voraussetzung für einen epidemischen Ausbrudr. 

Zu 4. 

Erst nachträglich wurde dem Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten bekannt, daß der Versuchsansteller 
mit Paradichlorbenzol behandelte Setzlinge für 14 Tage auf 
seinem Balkon unter Glas hielt. Von einer Weiterzüchtung 
kann keine Rede sein. Der Vorgang wird zur Zeit untersucht. 

Zu 5. 

Die Pflanzen wurden am 13. Mai 1960 vom Versuchsansteller 
vernichtet. 

Zu 6. 

Die Gewächshäuser in der Bundesanstalt für Tabakforsdiung 
wurden am 19. und 22. Februar, am 11., 15., 17. und 30. März 
sowie am 1. April 1960 ordnungsgemäß desinhziert. Befallene 
Pflanzen wurden am 20. Oktober 1959, am 30. März, am 
11. April sowie am 30. April 1960 (alle Pflanzen der Gewächs- 
häuser) vernichtet. Trotz dieser Maßnahmen zeigte sich am 
27. Mai 1960 wiederum Befall in den Frühbeeten. 

Zu 7. 

Am 28. Mai 1960 wurde die Peronospora tabacina in Fordi- 
heim im Freiland festgestellt, am 30. Mai 1960 in der Gemeinde 
Büchenau. Am 20. Juni 1960 wurde aus den Gemeinden Bü- 
chenau, Büchig, Blankenloch, Staffort und vom Gut Stutensee 
(Gemeinde Friedrichstal) verbreitetes, bereits seuchenhaftes 
Auftreten der Blauschimmelkrankheit gemeldet (3 bis 4 Wochen 
alte Herde). Auf Grund erneuter Warnmeldungen durch die 
Landesanstalt für Pflanzensdiutz liefen nunmehr laufend Be- 
fallsmeldungen ein. 

Zu 8. 

Nordbaden: 22. Juni 1960 Gemeinde Elsenz, 23. Juni 1960 
Gemeinden Wollenberg und Michelfeld. Pfalz: 27. Juni 1960 
Gemeinde Rülzheim, 30. Juni 1960 Gemeinde Germersheim. 
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Zu 9. 

Eine Pflicht des Bundes zu Entschädigungen wird nidit anerkannt. 

Zu 10. 

Gemäß der im Grundgesetz festgelegten Zuständigkeitsvertei- 
lung handelt es sich um eine Angelegenheit der Länder. Nacir 
Vorliegen einer Schadensübersicht wird jedoch die Frage ge- 
prüft werden, ob und gegebenenfalls in weldrem Umfange 
sidi der Bund an den Hilfsmaßnahmen der Länder beteiligt. 

Der Beantwortung der Punkte 1 bis 8 liegt der derzeitige 
Stand der Ermittlungen, die noch nidrt abgeschlossen sind, 
zugrunde. 


In Vertretung 


Dr. Sonnemann 



